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481. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Ungari-
schen Volksrepublik über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

4 8 2 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über die gebührenfreie Erteilung von Sichtvermerken für Reisen zur
Erfüllung wirtschaftlicher, wissenschaftlicher, kultureller oder sportlicher Auf-
gaben
(NR: GP XIV RV 849 AB 966 S. 97. BR: AB 1870 S. 378.)

4 8 1 .

A B K O M M M E N
zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Ungarischen
Volksrepublik über die Aufhebung der

Sichtvermerkspflicht

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Ungarischen Volksrepublik sind

von dem Wunsch geleitet,
die freundschaftlichen Beziehungen zwischen

den beiden Staaten zu vertiefen,
den Reiseverkehr zwischen den beiden Staaten

weiter zu erleichtern
und dadurch die persönlichen Beziehungen

ihrer Staatsbürger zu fördern,
wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Die Staatsbürger der Vertragsstaaten, die
Inhaber eines gültigen gewöhnlichen Reisepasses
sind, dürfen ohne Sichtvermerk in das Hoheits-
gebiet des anderen Vertragsstaates einreisen und
sich dort bis zu 30 Tagen aufhalten.

(2) Ungarische Staatsbürger, die Inhaber eines
gültigen Heimreisescheines sind, dürfen ohne
Sichtvermerk durch das Hoheitsgebiet der Re-
publik Österreich reisen; die Aufenthaltsdauer
ist in diesen Fällen mit drei Tagen begrenzt.

(3) Die Berechtigung des Abs. 1 gilt nicht
für Staatsbürger, die sich in das Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates begeben wollen, um
dort ein Arbeitsverhältnis einzugehen oder
dauernden Aufenthalt zu nehmen.

Artikel 2

(1) Die Staatsbürger der Vertragsstaaten, die
Inhaber eines gültigen Diplomatenpasses sind,
dürfen ohne Sichtvermerk in das Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates einreisen und sich
dort bis zu sechs Monaten aufhalten.
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(2) Die Staatsbürger der Vertragsstaaten, die
Inhaber eines gültigen Dienstpasses sind, dürfen
ohne Sichtvermerk in das Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates einreisen und sich dort
bis zu drei Monaten aufhalten.

(3) Inhaber österreichischer beziehungsweise
ungarischer Diplomatenpässe oder Dienstpässe,
die Mitglieder der diplomatischen Mission oder
einer konsularischen Vertretung eines Vertrags-
staates auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragsstaates oder Vertreter eines Vertragsstaa-
tes bei einer internationalen Organisation sind,
die ihren Sitz auf dem Hoheitsgebiet des ande-
ren Vertragsstaates hat, oder einer solchen Or-
ganisation als Beamte angehören, dürfen sich
ohne Sichtvermerk beziehungsweise Aufenthalts-
berechtigung während der Dauer ihrer Dienst-
verwendung im Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragsstaates aufhalten.

(4) Für die Dauer der Dienstverwendung der
in Abs. 3 angeführten Personen dürfen sich
auch deren mit ihnen im gemeinsamen Haus-
halt lebende Familienangehörige im Hoheits-
gebiet des anderen Vertragsstaates ohne Sicht-
vermerk beziehungsweise Aufenthaltsberechti-
gung aufhalten, wenn sie selbst Inhaber öster-
reichischer beziehungsweise ungarischer Diplo-
matenpässe oder Dienistpässe sind.

Artikel 3

(1) Dieses Abkommen befreit die österreichi-
schen und ungarischen Staatsbürger, die sich
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates
aufhalten, nicht von der Verpflichtung, die dort
geltenden Gesetze und Vorschriften einzuhalten.

(2) Die Vertragsstaaten beachten gegenseitig
die Gültigkeit der Reisepässe. Sie erteilen den
Staatsbürgern des anderen Vertragsstaates keinen
Sichtvermerk beziehungsweise keine Aufent-
haltsberechtigung in Reisepässe, deren Gültig-
keitsdauer abgelaufen ist.

Artikel 4

Durch dieses Abkommen wird das Recht der
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten, Per-
sonen, die sie als unerwünscht ansehen, die Ein-
reise oder den Aufenthalt zu verweigern, nicht
berührt.

Artikel 5

Jeder Vertragsstaat kann aus Gründen der
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesund-
heit die Anwendung dieses Abkommens vorüber-
gehend ganz oder teilweise aussetzen. Einfüh-
rung und Aufhebung dieser Maßnahme sind dem
anderen Vertragsstaat unverzüglich schriftlich auf
diplomatischem Wege bekanntzugeben.
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Artikel 6

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens
werden der Notenwechsel über die Aufhebung
des Sichtvermerkszwanges für Diplomatenpässe
zwischen der Republik Österreich und der Un-
garischen Volksrepublik vom 9. April 1965 *)
und das Abkommen zwischen der Bundesre-
gierung der Republik Österreich und der Re-
gierung der Ungarischen Volksrepublik über die
Aufhebung der Sichtvermerkspflicht für Inhaber
von Dienstpässen vom 29. April 1969 **) auf-
gehoben.

Artikel 7

(1) Dieses Abkommen tritt mit 1. Jänner 1979
in Kraft.

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen. Es ist jederzeit kündbar und
tritt drei Monate nach Einlangen der schriftlich
auf diplomatischem Wege vorzunehmenden Kün-
digung beim Vertragspartner außer Kraft.

GESCHEHEN zu Wien, am 5. Juli 1978,
in zwei Urschriften, jede in deutscher und
ungarischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Willibald P. Pahr

Für die Regierung der Ungarischen Volks-
republik:

Puja Frigyes

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 116/1965
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 167/1969

Androsch

482.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlage und Briefwechsel wird ge-
nehmigt.

Abkommen

zwischen der Republik Österreich und der
Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über die gebührenfreie Erteilung
von Sichtvermerken für Reisen zur Er-
füllung wirtschaftlicher, wissenschaft-
licher, kultureller oder sportlicher Auf-

gaben

Die Republik Österreich
und die
Tschechoslowakische Sozialistische Republik,

von dem Wunsche geleitet, die gegenseitigen
Beziehungen der beiden Staaten auf der Grund-
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lage der Schlußakte der Konferenz über Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa auch auf
dem Gebiete des Reiseverkehrs weiter zu ent-
wickeln, sind übereingekommen, ein Abkommen
über die gebührenfreie Erteilung von Sichtver-
merken für Reisen von Staatsbürgern der Ver-
tragsstaaten zur Erfüllung wirtschaftlicher, wis-
senschaftlicher, kultureller oder sportlicher Auf-
gaben zu schließen.

Artikel 1

Tschechoslowakische Staatsbürger, die Inhaber
eines gültigen gewöhnlichen tschechoslowakischen
Reisepasses sind und die zur Erfüllung wirt-
schaftlicher, wissenschaftlicher, kultureller oder
sportlicher Aufgaben in das Hoheitsgebiet der
Republik Österreich einreisen oder durch dieses
durchreisen wollen, erhalten den österreichischen
Sichtvermerk mit mindestens der zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlichen Gültigkeitsdauer
gebührenfrei, wenn eine österreichische Vertre-
tungsbehörde in der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik vom Föderalen Ministe-
rium für Auswärtige Angelegenheiten der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik darum
ersucht wird.

Artikel 2

(1) Österreichische Staatsbürger, die Inhaber
eines gültigen gewöhnlichen österreichischen
Reisepasses sind und die zur Erfüllung wirt-
schaftlicher, wissenschaftlicher, kultureller oder
sportlicher Aufgaben in das Hoheitsgebiet der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
einreisen oder durch dieses durchreisen wollen,
erhalten den tschechoslowakischen Sichtvermerk
mit mindestens der zur Erfüllung ihrer Aufgaben
erforderlichen Gültigkeitsdauer gebührenfrei,
wenn eine tschechoslowakische Vertretungsbe-
hörde in der Republik Österreich vom Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der
Republik Österreich darum ersucht wird oder
wenn ihr eine der folgenden Unterlagen vorge-
legt wird:

a) eine offizielle Einladung der zuständigen
tschechoslowakischen Organisation;

b) bei Reisen zur Erfüllung wirtschaftlicher
Aufgaben eine entweder vom Leiter der
Handelsabteilung bei der tschechoslowaki-
schen Vertretungsbehörde in der Republik
Österreich oder der zuständigen österreichi-
schen gesetzlichen beruflichen Interessen-
vertretung ausgestellte Bescheinigung;

c) bei Reisen zur Erfüllung wissenschaftlicher,
kultureller oder sportlicher Aufgaben eine
Bescheinigung des hiefür zuständigen öster-
reichischen Bundesministeriums bzw. Amtes
der Landesregierung.
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(2) Die Frist für die Inanspruchnahme des
Sichtvermerkes beträgt sechs Monate ab dem
Tag der Ausstellung.

(3) Bescheinigungen gemäß Abs. 1 lit. b) und c)
sind nach dem Muster der Anlage zu diesem
Abkommen auszustellen.

Artikel 3

(1) Wenn für Staatsbürger eines Vertrags-
staates zur Erfüllung der in diesem Abkommen
vorgesehenen Aufgaben die mehrmalige Einreise
in oder Durchreise durch das Hoheitsgebiet
des anderen Vertrags Staates unerläßlich ist, wer-
den auf Verlangen Sichtvermerke gemäß Art. 1
oder Art. 2 dieses Abkommens nach Möglichkeit
für die mehrmalige Ein- oder Durchreise er-
teilt.

(2) Sichtvermerke gemäß Art. 1 oder Art. 2
Abs. 1 dieses Abkommens werden für die Aus-
übung einer Tätigkeit, für die im sichtvermerks-
erteilenden Vertragsstaat eine arbeitsrechtliche
Genehmigung erforderlich ist, nur bei Vorliegen
einer solchen Genehmigung erteilt.

Artikel 4

Wenn die Gültigkeitsdauer eines laut Art. 1
oder Art. 2 dieses Abkommens zur Erfüllung
der in diesem Abkommen vorgesehenen Auf-
gaben erteilten Sichtvermerkes nicht ausreicht,
erteilen die zuständigen innerstaatlichen Behörden
der Vertragsstaaten einen weiteren Sichtvermerk
bzw. verlängern den ursprünglichen Sichtver-
merk für die erforderliche Zeit gebührenfrei.

Artikel 5

Die zuständigen Organe der Vertragsstaaten
sind berechtigt, gemäß Art. 1 und Art. 2 dieses
Abkommens erteilte Sichtvermerke in Einzel-
fällen für ungültig zu erklären.

Artikel 6

Durch dieses Abkommen wird das Recht der
zuständigen Organe der Vertragsstaaten nicht
berührt, Personen, die sie als unerwünscht
ansehen, die Erteilung eines Sichtvermerkes, die
Einreise in ihr oder den Aufenthalt auf ihrem
Hoheitsgebiet zu verweigern.

Artikel 7

(1) Dieses Abkommen tritt sechzig Tage nach
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Vertrags-
staaten einander schriftlich auf diplomatischem
Wege mitgeteilt haben, daß die jeweiligen inner-
staatlichen Voraussetzungen für das Inkraft-
treten gegeben sind.
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(2) Das Abkommen wird auf unbestimmte Zeit
abgeschlossen. Es tritt drei Monate nach dem
Zeitpunkt außer Kraft, zu dem einer der Vertrags-
staaten dem anderen schriftlich auf diplomatischem
Wege die Kündigung des Abkommens mitgeteilt
hat.

(3) Das Außerkrafttreten dieses Abkommens
läßt die Gültigkeit bereits erteilter Sichtver-
merke sowie das im Art. 5 und Art. 6 dieses Ab-
kommens angeführte Recht der zuständigen
Organe unberührt.

Geschehen zu Prag, am 19. Oktober 1977,
in zwei Urschriften, in deutscher und tschechi-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Pasch m. p.

Für die Tschechoslowakische
Sozialistische Republik:

Jablonský m. p.
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Anlage
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(Übersetzung)

Prag, am 19. Oktober 1977
Zl. 115.317/77

Sehr; geehrter Herr Botschafter,

In Übereinstimmung mit Artikel 1 des Abkom-
mens zwischen der Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik und der Republik Österreich
über die gebührenfreie Erteilung von Sichtver-
merken für Reisen zur Erfüllung wirtschaftlicher,
wissenschaftlicher, kultureller oder sportlicher
Aufgaben, das heute unterzeichnet wurde, beehre
ich mich, die Vereinbarung zwischen beiden Ver-
tragsparteien zu bestätigen, daß tschechoslowa-
kische Staatsbürger für Zwecke und unter den Be-
dingungen, die im oben angeführten Artikel fest-
gelegt sind, den österreichischen Sichtvermerk für
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen
Gültigkeitsdauer gebührenfrei erhalten, wenn eine
österreichische Vertretungsbehörde in der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik vom
Amt der Regierung der Slowakischen Sozialisti-
schen Republik darum ersucht wird.

Empfangen Sie, sehr geehrter Herr Botschafter,
den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung.

Ing. Mečislav Jablonský
Vizeminister für Auswärtige

Angelegenheiten
Herrn
Dr. Hans Pasch
ao. und bev. Botschafter
der Republik Österreich

DER ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFTER
Zl. 5468-A/77

Prag, am 19. Oktober 1977

Sehr geehrter Herr Vizeminister,
Ich beehre mich, den Empfang Ihres Briefes

heutigen Datums, Zl. 115.317/77, zu bestätigen,
welcher folgenden Inhalt hat:

„Sehr geehrter Herr Botschafter,
Bezugnehmend auf Artikel 1 des Abkommens

zwischen der Tschechoslowakischen Sozialisti-
schen Republik und der Republik Österreich über
die gebührenfreie Erteilung von Sichtvermerken
für Reisen zur Erfüllung wirtschaftlicher, wis-
senschaftlicher, kultureller oder sportlicher Auf-
gaben, das heute unterzeichnet worden ist,
beehre ich mich, die Vereinbarung zwischen
beiden Vertragsparteien zu bestätigen, daß tsche-
choslowakische Staatsbürger für Zwecke und
unter den Bedingungen, die im oben ange-
führten Artikel festgelegt sind, den österreichi-
schen Sichtvermerk für die zur Erfüllung ihrer

Aufgaben erforderliche Gültigkeitsdauer gebüh-
renfrei erhalten, wenn eine österreichische Ver-
tretungsbehörde in der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik vom Amt der Regierung
der Slowakischen Sozialistischen Republik darum
ersucht wird."

Ich beehre mich, Ihnen, Herr Vizeminister,
mitzuteilen, daß die Republik Österreich mit
dem vorstehenden Vorschlag einverstanden ist.

Ich benütze diese Gelegenheit, Ihnen, sehr
geehrter Herr Vizeminister, die Versicherung
meiner ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Dr. Hans Pasch

ao. u. bev. Botschafter
der Republik Österreich

Herrn
Ing. Mečislav Jablonský
Vizeminister für
Auswärtige Angelegenheiten der
Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und
vom Vizekanzler gegengezeichnet. Das Abkommen tritt, nachdem die in Artikel 7 vorgesehenen
Mitteilungen am 11. August 1978 ausgetauscht wurden, am 10. Oktober 1978 in Kraft.

Kreisky
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